Preußiſche Gefehfammlung 


1930 | Ausgegeben zu Berlin, den 11. Juli 1930 | Nr. 22 


(Nr. 13511.) 9 J Feſtſtellung des Haushaltsplans für das Rechnungsjahr 1930. Vom 
Juli h 


Der Landtag hat folgendes Geſetz beſchloſſen: 


SR 
Der dieſem Geſetz als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1930 wird 
Einen ef, 8 4 356 959 020 RM, 
eff, N Re, 979 020 AM 
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Mi goose 
an einmaligen Einnahmen, 
und in Ausgabe auf „ 4 356 959 020 RM, 
ii „ 094 625% 
an dauernden 5 
6 ode 
an einmaligen Ausgaben, 
feſtgeſtellt. 
82. 


(1) Die im Haushaltsplane für die einzelnen Zweckbeſtimmungen vorgeſehenen Anſätze dürfen 
nur inſoweit in Anſpruch genommen werden, als es zur ordnungsmäßigen und wirtſchaftlichen 
Führung der Staatsverwaltung unter Berückſichtigung der geſamten Bedürfniſſe der Verwaltung 
für das laufende Rechnungsjahr erforderlich iſt. 

(2) Über die letzten 10 vom Hundert der im Haushaltsplane bei den ſächlichen Ausgabefonds 
vorgeſehenen Beträge darf nur im Einverſtändniſſe mit dem Finanzminiſter verfügt werden. 


See 


Für das Rechnungsjahr 1930 kann der Finanzminiſter zur vorübergehenden Verſtärkung 
der Betriebsmittel der Generalſtaatskaſſe bis zur Höhe von 200 Millionen Reichsmark Schatz⸗ 
anweiſungen ausgeben, Wechſelverbindlichkeiten eingehen oder Darlehen aufnehmen. i 


§ 4. 5 
(0 Der Finanzminiſter wird ermächtigt, zur Befriedigung unabweisbarer, durch die Nach⸗ 
wirkungen des Krieges und durch die Ausführung des Friedensvertrags hervorgerufener Bedürfniſſe 
nötigenfalls Garantien und Bürgſchaften zu Laſten des Staates zu übernehmen. 
2) Zur Übernahme ſolcher Garantien und Bürgſchaften iſt die Zuſtimmung eines Ausſchuſſes 
des Landtags von ſieben Mitgliedern erforderlich. 


\ § 5. 
(1) Die dritten frei gewordenen Stellen der Beſoldungsgruppen A 1 a bis 12 find — ſoweit 
ſie beſetzbar ſind — mit geeigneten, insbeſondere vorgemerkten Warteſtandsbeamten zu beſetzen. 
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Dieſe Beſtimmung gilt ſinngemäß für die Beamten, die in Anwendung des § 1 der Verordnung, 
betreffend die einſtweilige Verſetzung der unmittelbaren Staatsbeamten in den Ruheſtand, vom 
26. Februar 1919 (Geſetzſamml. S. 33) künftig in den einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden. 
(2) Ausnahmen von Abſ. 1 find in zwingenden Fällen mit Genehmigung des Finanzminiſters 

zuläſſig. 1 . i 8 

N (3) Warteſtandsbeamte, die in Stellen von geringerem Dienſteinkommen planmäßig angeſtellt 
ſind, erhalten für ihre Perſon die Dienſtbezüge, die fie in ihrer früheren Stelle nach den Vor⸗ 
ſchriften des Preußiſchen Beſoldungsgeſetzes vom 17. Dezember 1927 bezogen hätten. 


§ 6. 
Auf die Mitteilung der auf Grund der SS 3 und 4 des Geſetzes über den Staatshaushalt vom 
11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) alljährlich vorzulegenden Nachweiſungen über die Staats⸗ 
nebenfonds wird, ſoweit fie entweder gar keine oder weniger als 300 RM Jahreseinnahmen 
haben, gemäß $ 5 des Geſetzes vom 11. Mai 1898 für das Rechnungsjahr 1930 verzichtet. 


N § 7. 
() Die Beſtimmungen des § 19 Abſ. 2 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 
11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) finden für das Rechnungsjahr 1930 auch auf die vorläufige 
Steuer vom Grundvermögen, die Hauszinsſteuer, die Steuer vom Gewerbebetrieb im Umherziehen 
ſowie die Koſtenerſtattungen des Verwaltungsſtreitverfahrens und des Beſchlußverfahrens An⸗ 
wendung. . 
2) Auf Grund des § 20 Abſ. 1 des Geſetzes, betr. den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 
können Rückerſtattungen der vom Preußiſchen Staate geleiſteten Beitragsanteile zur zuſätzlichen 
Alters⸗ und Hinterbliebenenverſorgung der Angeſtellten und Arbeiter der preußiſchen Staats⸗ 


verwaltung auch dann durch Abſetzung von den Ausgabefonds vereinnahmt werden, wenn es ſich 


um Erſtattungen aus Vorjahren handelt. 


8 88. 
Der Finanzminister iſt mit der Ausführung dieſes Geſetzes beauftragt. 


8 i 
Für das Rechnungsjahr 1930 finden auf die Staatliche Porzellanmanufaktur die Beſtim⸗ 
mungen des $ 6 des Geſetzes, betreffend den Staatshaushalt, vom 11. Mai 1898 (Geſetzſamml. S. 77) 
entſprechende Anwendung. 


8 10. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Das vorſtehende, vom Landtage beſchloſſene Geſetz wird hiermit verkündet. Die verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte des Staatsrats ſind gewahrt. RN N ) 


Berlin, den 9. Juli 1930. 


A (Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. An: 
i Braun. Höpker Aſchoff. 


. 
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Anlage zum Haushaltsgeſetz. 
! des Geſetzes) 


\ Haushaltsplan für das Rechnungsjahr 1930. 


1. Iſt ein planmäßiger Beamter ei 


Vermerke: 


15 Verwaltungen Ordinarium Extraordinarium 
und Verwaltungszweige Einnahmen Ausgaben Einnahmen Ausgaben 

e e N RER 28 656 224 16 386 567 950 000 2 467 000 
Forſten: | 
Ie 187 361 000 132 380 000 4 050 000 6 405 700 
b) Forſtliche Lehr- u. Verſuchsanſtalten 167 300 1136 770 —— 134 850 
Miss RER. 1160 100 978 900 > = 
Reichs⸗ und Staatsanzeiger 3 785 210 2578 810 AN Sr 
Staate a ee. 2.000 000 = 232 8 
Staatliche Porzellanmanufaktu n 1000 — — 1 800 000 
Frei 
Allgemeine Finanzverwaltung: 
a) Steuern und Abgaben 3 246 904 300 1 678 296 600 — — 
b) Aus Vermögensanlagen d. Staates 28 589 400 1613 00% — —_ 
o) Sonſtige Einnahmen und Ausgaben 82 785 971 66 199 824 2 645 000 4 751 500 
Lünd tag 169 137 6 406 144 — 39 450 
VVV 20 000 421520 185 = 
Staatsminiſterium uw. .....:...... 83 670 1.894 660 — 191 500 
Finanzminiſterium . 30 008 700 217 682 3500 — 1830 000 
Miniſterium für Handel und Gewerbe 14 039 340 59 184 860 — 5 960 500 
Berg verwaltung eee, 700.000 1 705 000 
Suitizbermalting g 205 661 000 429 986 000 — 8 402 300 
Miniſterium des Junen 204 618 566 416 114 435 — 42 991 300 
Miniſterium für Landwirtſchaft uſw. 22 873 609 86 068 927 8 11 091 325 
Gent . 16 974 300 26 331 954 — 348 000 
Miniſterium für Wiſſenſchaft uw. [ 25 025 500 710 170 680 4 335 00044 568 240 
Miniſterium für Volkswohlfahrt 21 452 793 55 987 463 | 208 300.000 | 212 329 730 
Oberrechnungskammer 27 500 1098 900 5 5 
ch ddds nee 9 558 300 82 717 961 — — 


4135 979 020 | 4011 942 625 | 220 980 000 | 345 016 395 


ner preußiſchen Verwaltung länger als ſechs Monate 
zu einer anderen preußiſchen Staatsverwaltung oder zu einer Reichsverwaltung beurlaubt 
oder in einem Miniſterium tätig, ſo kann ſeine Stelle mit Zuſtimmung des Finanz⸗ 


. D. Grunau, Hol ten. SY. 129 3 en 
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miniſters anderweit beſetzt werden, ohne daß er die Rechte und Pflichten eines eine 
planmäßige Stelle bekleidenden Beamten hierdurch verliert. Kehrt der Beamte in den 
Dienſt ſeiner Verwaltung zurück, fo iſt er innerhalb von ſechs Monaten in einer plan⸗ 
mäßigen Stelle unterzubringen oder, wenn während dieſes Zeitraums eine planmäßige 
Stelle gleicher Art nicht frei geworden iſt, in der erſten ſpäter frei werdenden Stelle dieſer 
Art. Bis dahin iſt ſein Dienſteinkommen außerplanmäßig zu verrechnen. a 

Bei richterlichen Beamten iſt, falls die Wiederbeſetzung der Stelle erfolgen ſoll, 
die Beurlaubung oder die Beſchäftigung in einem Miniſterium über ſechs Monate hinaus 
davon abhängig zu machen, daß ſich der Beamte für den Fall des Rücktritts in ſeine 
frühere Verwaltung mit der Verſetzung in eine gleichartige Stelle einverſtanden erklärt. 

Zur Verringerung und Verbilligung der Perſonalausgaben können planmäßige 

Beamtenſtellen bei ihrem Freiwerden in geringer beſoldete Stellen umgewandelt werden. 

3. Sind nach dem Haushaltsplane künftig wegfallende oder ſolche Stellen, die in Stellen 
mit niedrigeren Bezügen umzuwandeln ſind, nebeneinander oder neben gleichartigen nicht 
künftig wegfallenden Stellen vorhanden, ſo gilt bezüglich der Reihenfolge der Aus⸗ 
führung folgendes: 

Zunächſt kommen beim Freiwerden derartiger Stellen die künftig wegfallenden in 
Fortfall, alsdann ſind die Umwandlungen in die Stellen mit den niedrigſten Bezügen und 
danach die Umwandlung in die Stellen mit den nächſthöheren Bezügen vorzunehmen. 

Ausnahmen bedürfen, ſoweit ſie nicht in den Erläuterungen zu den Beſoldungs⸗ 
titeln des Haushaltsplans vorgeſehen ſind, der Zuſtimmung des Finanzminiſters. 

4. Die im Haushaltsplane für 1928, 1929 und 1930 vorgeſehenen neuen planmäßigen 
Beamtenſtellen für überalterte Stellenanwärter ſind mit der Maßgabe „k. w.“, daß beim 
Freiwerden jeder zweiten Planſtelle der betreffenden Beamtengattung eine der neu 
geſchaffenen Stellen in Fortfall kommt. Der Finanzminiſter wird ermächtigt, Aus⸗ 0 
nahmen zuzulaſſen. b 


1 


Abſchluß: 
Es betragen: 
1. die laufenden Einnahmen 4135 979 020 RAM 
2. die einmaligen Einnahmen 220 980 000.RM 
4 356 959 020 RM 
3. die dauernden Ausgaben . 4011 942 625 RN 
4. die einmaligen Ausgaben. 345 016 395 RAM 


4356 959 020 Nell. 


| 


Berlin, den 9. Juli 1930. 


Das Preußische Staatsminiſterium. 
Braun. Höpker Aſchoff. i 
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